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Überblick über den Stand der Hilfsmaßnahmen 
für die Zonenrandgebiete 


1. Das Programm der Bundesregierung 
vom 19. August 1953 

In Verfolg des Beschlusses des Bundestages 
vom 2. Juli 1953 hat die Bundesregierung am 
19. August 1953 die Möglichkeiten einer ver- 
stärkten Hilfeleistung für die Zonenrand- 
gebiete eingehend erörtert und folgende 
Hilfsmaßnahmen besdilossen: 

1. Fracht hilf e 

Unter der Voraussetzung gleicher Beteiligung 
der betreffenden Länder stellt die Bundes- 
regierung 5 Mio DM als Frachthilfe für das 
Zonenrandgebiet zur Verfügung. Diese Fracht- 
hilfe soll zusätzlich zu den bereits bestehen- 
den Vergünstigungen gewährt werden. Sie 
wird ausschließlich solchen Gewerbebetrieben 
zugute kommen, die beim Bezug von Kohle 
und beim Versand ihrer Endprodukte im 
Vergleich zur Vorkriegszeit infolge der 
Grenzlage zusätzlich durch Bahnfrachten 
belastet sind. 

2. Steuerliche Erleichterungen 

Die Bundesregierung wird die Länder bitten, 
bei der Erhebung von Steuern und Abgaben 
in dem Zonenrandgebiet bei Ermessensent- 
scheidungen (z. B. in Stundungs-, Erlaß- und 
Beitreibungsangelegenheiten) und Auslegungs- 
fragen — soweit möglich — großzügig zu 
verfahren. Die Bundesregierung wird die 
Länder ferner bitten, in Abschreibungsfragen 
im Rahmen des § 131 AO entgegenzukom- 
men. Den Zonenrandländern soll weiterhin 
nahegelegt werden, ihren Gemeinden in den 
Randgebieten im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleidis zu ermöglichen, bei der Fest- 
setzung der Gewerbesteuerhebesätze und son- 
stiger Abgaben den besonderen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen Rechnung zu tragen. 


3. Öffentliche Aufträge 

Die Bundesregierung wird eine Neuabgren- 
zung der Gebiete vornehmen, die bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge bevorzugt zu 
berücksiditigen sind und hierbei den Belangen 
der Zonenrandgebiete mehr als bisher Rech- 
nung tragen. 

4. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 

Die Bundesregierung wird mit Nachdruck 
ihre Projekte für den Ausbau von Bundes- 
straßen fördern, welche die Zufahrtsstraßen 
für die Grenzgebiete bilden. Darüber hinaus 
wird die Bundesregierung auf die betreffen- 
den Länderregierungen einwirken, das Land- 
straßennetz im Zonenrandgebiet zu verbes- 
sern und auszubauen. 

5. Allgemeine Förderungsmaßnahmen 

Die Bundesregierung wird bei allen Förde- 
rungsprogrammen auf das Zonenrandgebiet 
besondere Rücksicht nehmen. Dies gilt vor 
allem für die Durchführung von Investitions- 
und Hilfsprogrammen. Sie wird außerdem 
auf die Bundesbehörden, die von ihnen be- 
aufsichtigten öffentlichen Körperschaften und 
die Länder einwirken, bei allen ihren Maß- 
nahmen, insbesondere beim Wohnungsbau, 
die schwierigen Verhältnisse in diesem Gebiet 
gebührend zu berücksichtigen. 

11. Stand der Durchführung 

Über die Durchführung dieses von der Bun- 
desregierung beschlossenen Programms darf 
ich folgenden Überblick geben (Es sind nur 
solche Maßnahmen aufgeführt, die zur Zeit 
noch laufen oder gerade zum Abschluß kom- 
men. Auf eine vollständige Aufzählung der 
in der weiteren Vergangenheit liegenden 
Hilfsaktionen wurde verzichtet): 
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Zu Punkt I 

Die Frachthilfe soll zusätzlich zu den be- 
reits bestehenden und auf dem Gebiet des 
Tarifes im wesentlichen von der Deutschen 
Bundesbahn getragenen Vergünstigungen ge- 
währt werden. 

In Bayern, wo sich die Wirtschaft seit Jah- 
ren am nachhaltigsten um Frachterleichterun- 
gen bemüht, ist sowohl die Frachthilfe für 
den Kohlenbezug als auch für den Versand 
von Enderzeugnissen mit Wirkung vom 
1. Oktober 1953 in Gang gesetzt. Dabei 
konnte bisher den von Bayern vorgelegten 
Anträgen im wesentlichen entsprochen wer- 
den. In den übrigen Zonenrandländern ist 
die Frachthilfe noch nicht angelaufen, weil 
diese Länder sich bisher weigerten, die ver- 
langte SOVoige Beteiligung aufzubringen oder 
weil die bisher vorgelegten Anträge eine 
wesentliche zusätzliche Frachtbelastung der 
Wirtschaft durch die Zonengrenze nicht ein- 
deutig nachweisen konnten. Im übrigen hat 
die Bundesregierung zugestimmt, daß ab 
1. April d. J. die betreffenden Länder sich nur 
noch mit einem Drittel der für die Fracht- 
hilfe bereitzustellenden Mittel beteiligen, 
ohne daß sich allerdings der vom Bund zur 
Verfügung gestellte Gesamtbetrag von 
5 Mio DM erhöht. 

Zu Punkt 2 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit 
Schreiben vom 12. Oktober 1953 den Finanz- 
ministern der Länder Bayern, Hessen, Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein empfoh- 
len, bei Stundungs- und Erlaßanträgen bezüg- 
lich der Einkommensteuer, der Körperschaft- 
steuer, der Abgabe „Notopfer Berlin“, der 
Vermögensteuer und der Vermögensabgabe 
zum Lastenausgleich sowie bei Anträgen auf 
Sonderabschreibungen die besonderen Be- 
lange des Zonenrandgebietes zu berücksich- 
- tigen und entsprechende Anträge großzügig 
zu behandeln. Die Länder haben der Emp- 
fehlung des Bundesministers der Finanzen be-, 
reits entsprochen. Von besonderer Bedeutung 
ist dabei das Entgegenkommen, das bei An- 
trägen auf Sonderabschreibungen von den 
Finanzämtern gezeigt wird. Durch diese Son- 
derabschreibungen werden die Unternehmer 
des Zonenrandgebietes in die Lage versetzt, 
ihre Betriebe zu modernisieren und zu ratio- 
nalisieren. Zur Beschleunigung des Verfah- 
rens hat der Bundesminister der Finanzen bei 


bestimmten Voraussetzungen die erforder- 
liche Zustimmung zu Sonderabschreibungen 
generell erteilt. Außerdem wurde bei der Auf- 
bringung der Investitionshilfe den Betrieben 
in den Zonenrandgebieten ein Drittel des 
Aufbringungsbetrages gestundet und später 
unter Anlegung eines großzügigen Maßstabes 
erlassen. 

Zn Punkt 3 

Durch Bekanntmachung des Bundesministers 
für Wirtschaft über die Anerkennung not- 
leidender Gebiete vom 3. April 1954 (Bundes- 
anzeiger Nr. 68 vom 7. April 1954) ist be- 
stimmt, daß die Zonenrandgebiete als not- 
leidende Gebiete im Sinne der Verdingungs- 
ordnungen für Leistungen (VOL) und Bau- 
leistungen (VOB) gelten. Dadurch erhalten 
diese Gebiete bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge eine wesentliche Begünstigung. Die 
Bundesregierung hat darüber hinaus den 
Bundesrat gebeten, zuzustimmen, daß die 
Richtlinien für die Berücksichtigung bevor- 
zugter Bewerber bei der Vergabe von öffent- 
lichen Aufträgen vom 31. März 1954 (die u.a. 
Art und Ausmaß der Bevorzugung der not- 
leidenden Gebiete regeln) zur allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift gemäß Art. 84 
Abs. 2 GG erklärt werden. Dadurch würden 
diese Richtlinien auch für Länder und Ge- 
meinden verbindlich. 

Zu Punkt 4 

Die Bundesregierung kann auf die Maßnah- 
men für die Verbesserung des Landstraßen- 
und Wegenetzes in den Zonenrandgebieten 
nur mittelbar einwirken, weil diese in der Zu- 
ständigkeit der Landesregierungen liegen. Sie 
versucht jedoch nach Möglichkeit In ständiger 
Verbindung mit den Landesregierungen zu 
erreichen, daß nicht eine Vielzahl gering- 
fügiger Vorhaben ausgeführt wird, sondern 
solche Maßnahmen in Angriff genommen 
werden, die geeignet sind, eine nachhaltige 
Verbesserung im Verkehr herbeizuführen. 

Was die Bundesstraßen anbelangt, so hat die 
Bundesregierung im Haushaltsjahr 1953 in 
den Zonenrandgebieten insgesamt 10 Mio DM 
für die laufende Unterhaltung und Pflege der 
Bundesfernstraßen aufgewendet, während mit 
rd. 30 Mio DM eine Reihe von Ausbau- und 
Umbauarbeiten an Bundesfernstraßen und 
Autobahnen (z. B. Kassel — Göttingen) durch- 


3 



geführt wurde. Neben dem Straßenbau wird 
auch der Ausbau der Wasserstraßen zur För- 
derung der Verkehrsverhältnisse in den 
Zonenrandgebieten vorwärtsgetrieben. Zu er- 
wähnen sind hier die Arbeiten im Nordsee- 
kanal, die Regulierung der Elbe abwärts Hltz- 
acker und vor allem der Ausbau der Donau- 
Staustufe Jochenstein an der deutsch-öster- 
reichischen Grenze bei Passau. Die Bedeutung 
des letztgenannten Projekts geht daraus her- 
vor, daß allein an Tiefbaukosten jährlich 
etwa 10 Mio DM aufgewendet werden, neben 
denen noch die Aufwendungen für Material 
usw. stehen. Weiterhin wird die flußaufwärts 
fortschreitende Kanalisierung des Mains ober- 
halb Kitzingens das Zonenrandgebiet er- 
reichen und den Wasserweg bis Bamberg er- 
schließen. 

Die genannten Maßnahmen bringen neben der 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse eine 
spürbare Entlastung des Arbeitsmarktes In 
den Zonenrandgebieten mit sich. Allein die 
Arbeiten an der Donau-Staustufe Jochenstein 
im Notstandsgebiet bei Passau geben 750 Ar- 
beitern dieses Raumes auf Jahre hinaus Be- 
schäftigung. Die Aufträge zur Lieferung von 
Baustoffen haben zu einer erheblichen Be- 
lebung der Wirtschaft In diesem Raum bel- 
getragen. 

Schließlich werden die Fract ten für Eisen- 
bahntransporte, die infolg ; der Grenz- 
ziehung auf Umwegen lauf n müssen, viel- 
fach nach den Tarifsätzen d( r ursprünglichen 
Entfernungen berechnet. A aßerdem hat die 
Bundesbahn im Raume Ffersfeld und nördlich 
Cronach, wo durch die Absperrmaßnahmen 
der sowjetischen Besatzungszone im Mai 1952 
Bahnstrecken stillgelegt werden mußten, 
Flilfsverkehre eingerichtet und für diese Maß- 
nahmen mehr als 2 Mio DM aufgewendet. 

Eine Verkehrsverbesserung liegt für die 
Zonenrandgebiete in dem Einsatz von neu- 
artigen Schienen-Straßenomnlbussen im Baye- 
rischen Wald. 

Außerdem hat die Bundesregierung aus Zu- 
schußmitteln des Bundeshaushalts zur Frem- 
denverkehrswerbung Im Auslande Förde- 
rungsprospekte über Teile des Zonenrand- 
gebietes (Harz, Bayerischer Wald usw.) anfer- 
tigen lassen und die Fremdenverkehrsver- 
bände veranlaßt, in ihren Reiseprogrammen 
die Gemeinden des Zonenrandgebietes zu 
berücksichtigen. So wurden allein durch Tou- 
ropa-Gesellschaftsreisen im Sommer 1953 dem 
Bayerischen Wald 2260 Reisende mit 29 500 


Übernachtungen zugeführt (gegenüber 1 765 
Reisenden mit 10 600 Übernachtungen ln der 
Sommer- und Wintersaison des Vorjahres). 

Zu Punkt 5 

Die Bundesregierung ist bereits seit dem 
Jahre 1951 — als die besonderen Schwierig- 
keiten der Zonenrandgebiete offensichtlich 
wurden — bestrebt, innerhalb der fachlichen 
Zweckbestimmungen der einzelnen Ressort- 
maßnahmen die Zonenrandgebiete stärker zu 
berücksichtigen. Dies ist weitgehend gelungen, 
wie der nachfolgende Überblick über die 
Maßnahmen zeigt, die in den einzelnen Ge- 
schäftsbereichen zu Ende geführt oder ein- 
geleitet werden: 

a) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (BAVAV) 
hat aus ihren anlagefähigen Mitteln 
10 Mio DM als Kredite der Wirtschaft der 
Zonenrandgebiete zur Verfügung gestellt, 

b) Die BAVAV macht in der Regel den Un- 
ternehmen, denen sie aus ihren anlage- 
fähigen Mitteln Kredite gewährt, die Auf- 
lage, soweit wie möglich bei der Bestel- 
lung Ihrer aus den Darlehnsbeträgen zu 
finanzierenden Gegenstände Betriebe aus 
den anerkannten Notstands- und Zonen- 
randgebieten zu berücksichtigen. 

c) Die BAVAV hat t’er Bundesbahn ein Dar- 

lehen ln Höhe von 15 Mio DM zur Durch- 
führung von Oberbauarbeiten gewährt. 
Sie hat dabei die Auflage gemacht, die 
Oberbauarbeiten in erster Linie In den 
Grenz-, Zonenrand- und Notstandsgebie- 
ten durchzuführen und die zur Durch- 
führung der Arbeiten erforderlichen 
Materialien ebenfalls in diesen Gebieten 
zu beschaffen. 

d) Die BAVAV hat einer Reihe von Ländern 
Gelder zur erststelligen Finanzierung des 
Wohnungsbaues zur Verfügung gestellt. 
Dabei wurde den Ländern mit Zonenrand- 
gebieten die Auflage gemacht, die Zonen- 
randgebiete angemessen zu berücksichtigen. 

e) Die BAVAV hat bis Ende 1953 rd. 

83 Mio DM als Grundförderung und ver- 
stärkte Förderung auf dem Wege der 
werteschaffenden Arbeitslosenfürsorge in 
die Zonenrandgebiete gegeben. 

f) Im Haushalt des Bundes für das Haus- 
haltsjahr 1954/55 sollen 50 Mio DM und 
im Haushalt der BAVAV für das gleiche 
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Haushaltsjahr 200 Mio DM für die 
Durchführung weiterer Maßnahmen der 
werteschaffenden Arbeitslosenfürsorge be- 
reitgestellt werden. Hinzu kommen 
30 Mio DM, die als Überhang aus dem 
Haushaltsjahr 1953/54 für Maßnahmen 
der verstärkten Förderung zur Verfügung 
stehen. Von diesen Mitteln wird ein er- 
heblicher Teil den Zonenrandgebieten zu- 
gute kommen, weil derartige Maßnahmen 
nach den Richtlinien des Verwaltungsrates 
der BAVAV in erster Linie in Gebieten 
mit überdurchschnittlicher Arbeitslosig- 
keit durchgeführt werden sollen, zu denen 
die Zonenrandgebiete überwiegend ge- 
hören. 

g) Der Bundespostminister hat — zusätz- 
lich zu der bereits erwähnten Berück- 
sichtigung der Zoncnrandgebiete bei der 
Vergabe von Aufträgen — versucht, das 
Nachrichtenwesen, insbesondere die fern- 
meldetechnlschen Anlagen in den Zonen- 
randgebieten auszubauen. Er hat seine 
Investitionen in diesen Gebieten von 
20 Mio DM im Jahre 1952 auf 
37,5 Mio DM im Jahre 1953 gesteigert. 

h) Die Bundesregierung ist bemüht, die Auf- 
träge der Besatzungsmächte in möglichst 
großem Umfang auch den Betrieben In 
den Zonenrandgebieten zukommen zu 
lassen. Diese Bemühungen haben trotz 
der Schwierigkeiten, die in dem zur Zeit 
noch geltenden Requisitionsrecht begrün- 
det sind, teilweise schon zu positiven 
Ergebnissen geführt: 

Der britische Besatzungsbedarf wird unter 
Einschaltung deutscher Stellen gedeckt. Im 
Rahmen der übertragenen Beschaffungs- 
funktloncn haben die deutschen Stellen 
zum Teil das Recht der Firmenauswahl bei 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 
Außerdem können sie den britischen Be- 
schaffungsstellen einen Bieter für die Auf- 
tragserteilung Vorschlägen. In beiden 
Fällen ist somit die Möglichkeit gegeben, 
Unternehmen aus Zonenrandgebieten be- 
sonders zu berücksichtigen. 

Im amerikanischen Beschaffungsverfahren 
konnte ein ähnliches Vorschlagsrecht für 
deutsche Stellen bisher nicht durchgesetzt 
werden. Weitere Bemühungen In dieser 
Richtung sind jedoch im Gange. 

Mit der französischen Hohen Kommission 
schweben z. Z. ebenfalls Verhandlungen mit 


dem Ziel, eine deutsche Mitwirkung bei 
der Vergabe von Aufträgen zu erreichen. 

Auch bei den Verhandlungen, die über 
den EVG- und den Truppenvertrag ge- 
führt wurden, hat sich die Bundesregie- 
rung bemüht, die Interessen der notlei- 
denden Gebiete (einschl. Zonenrand- 
gebiete) zur Geltung zu bringen. Danach 
wird es möglich sein, einen Teil der im 
Rahmen dieser beiden Verträge vor- 
gesehenen Aufträge nach deutschen Be- 
stimmungen (VOL, VOB) zu vergeben. 
Das bedeutet, daß bei diesen Aufträgen 
Unternehmen aus Zonenrandgebieten be- 
vorzugt zur Angebotsabgabe heran- 
gezogen werden können. Allerdings dür- 
fen die In der Anlage 11 zu Art. 107 des 
EVG- Vertrages besonders bezeidineten 
Erzeugnisse ln strategisch gefährdeten Ge- 
bieten nur auf einstimmigen Beschluß des 
Ministerrates hergestellt werden. Außer- 
dem dürfen nach Art. 107 Pulverfabriken 
nur westlich der sogenannten Pulverlinie 

— also außerhalb des Zonenrandgebietes 

— errichtet werden. Jede andere Investi- 
tion und Produktion Ist jedoch im Zonen- 
randgebiet ebenso möglich wie in den 
übrigen Teilen der Bundesrepublik. 

i) Bei der Gewährung von langfristigen Kre- 
diten für die Errichtung, Wiederherstel- ^ 
lung und den Ausbau von Lehrwerk- 
stätten ist stets -die besondere Lage der 
Zonenrandgebiete berücksichtigt worden. 
Im Einvernehmen mit den Wirtschafts- 
ministerien der vier Grenzländer wurden 
und werden auch heute noch alle Möglich- 
keiten einer Hilfeleistung geprüft und er- 
füllt. Bisher wurden den Zonenrand- 
gebieten etwa 2 956 500 DM Kredite für 
Lehrwerkstätten bewilligt. Dadurch war 
es möglich, 1367 Lehrstellen zusätzlidi 
einzurichten. 

Im Rahmen der Richtlinien für die zur 
Zeit zur Durchführung gelangenden Kre- 
ditaktionen zur Steigerung der Produk- 
tivität In Mittel- und Kleinbetrieben sowie 
für Produktivitäts-Sonderprojekte ist bei 
sonst gleichen Voraussetzungen eine vor- 
rangige Behandlung von Betrieben vor- 
gesehen, die In. den anerkannten „Sanie- 
rungsgebieten“ oder in den von der Bun- 
desregierung festgelegten Zonenrand- 
gebieten liegen. 

k) Das Bundesministerium für Wirtschaft ist 
ständig bemüht, innerhalb der seinem 


5 



Einfluß unterliegenden Investitions- und 
Wirtschaftsförderungsprogramme für In- 
dustrie, Handwerk, 'Handel und Fremden- 
verkehr die Zonenrandgebiete bevorzugt 
zu berücksichtigen. So sind — um nur 
zwei Beispiele zu nennen — in die Ener- 
giewirtschaft des Zonenrandgebietes bis 
Ende 1953 rd. 120 Mio DM an Tnvesti- 
tionsmitteln geflossen, während die eisen- 
schaffende Industrie und die Gießereien 
Investitionskredite in Höhe von rd. 
73 Mio DM erhielten. 

l) Zur Aufrechterhaltung des Kupferberg- 
baues in Sontra (Nordhessen) werden aus 
Bundesmitteln jährlich erhebliche Zu- 
schüsse gezahlt (im Flaushaltsjahr 1953/54 
8,1 Mio DM). 

m) Den Abnehmern von Walzmaterial wer- 
den auf Grund der Verordnung über den 
Preisausgleich bei Lieferung von Walz- 
werksfertigerzeugnissen in revierferne 
Gebiete die Frachtkosten für die Entfer- 
nungen erstattet, die 220 km (gerechnet 
von der Frachtbasis Oberhausen, Essen 
bzw. Siegen bis zur Empfangsstation) 
übersteigen. Diese Vergünstigung kommt 
in großem Umfange Eisenverbrauchern 
in den Zonenrandgebieten zugute. 

n) Hinsichtlich der Marktinteressen der im 
Bayerischen Grenzgebiet ansässigen 
Flaschenglashütten wird darauf Bedacht 
genommen, daß die aus handelspolitischen 
Gründen aus der Tscheclioslowakei einzu- 
führenden Bierflaschen nur bei Export- 
bierbrauereien für Exportzwecke Verwen- 
dung finden. 

Die Versorgung der im Zonenrandgebiet 
ansässigen bayerischen Industrien mit Kao- 
lin und Braunkohle Ist schon seit längerer 
Zeit Hauptgegenstand der deutsch- 
tschechoslowakischen Wirtschaftsverhand- 
lungen. 

Im Rahmen des Wiedergutmachungsab- 
kommens mit Israel vom 10. September 
1952 ist bei der Vergabe von Aufträgen 
auch die Berücksichtigung „wirtschaftlich 
ungünstiger Gebiete“, zu denen das ge- 
samte Zonenrandgebiet gezählt wird, ver- 
einbart worden. 

o) Im Rahmen des Sanierungsprogramms — 
bei dem alle Bundesressorts Zusammen- 
wirken — werden dem Zonenrandgebiet 
jährlich erhebliche Mittel zur Durchfüh- 
rung strukturverbessernder Maßnahmen 
als Darlehen und als Zuschüsse zuge- 
führt. Der größte Teil der Sanierungs- 


mittel (nach Abzug der Sonderausgaben 
für Kehl und Helgoland je 40 Mio DM 
Im Rechnungsjahr 1952 und 1953) Ist den 
Zonenrandgebieten zugute gekommen, 
well die Mehrzahl der Sanicrungsgeblete 
im Zonenrandgebiet liegt, 

p) Bei der Verteilung der Bundeshaushalts- 
mittel für den Wohnungsbau für das 
Jahr 1954 wurden die besonderen Ver- 
hältnisse der Länder mit Zonenrandgebie- 
ten im Rahmen des Möglichen angemessen 
berücksichtigt. Hierbei ist jedoch zu beach- 
ten, daß die Durchführung des Wohnungs- 
baues bei den Ländern liegt und die regio- 
nale Verteilung der Bundesmittel von 
ihnen vorgenommen wird. 

Zur Linderung der Wohnungsnot und zur 
Förderung des Wohnungsbaues speziell im 
Zonenrandgebiet wurde aus dem nur mit 
geringen Mitteln ausgestatteten Sonder- 
fonds des Bundesministers für Wohnungs- 
bau im Haushaltsjahr 1953 den Ländern 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Fles- 
sen und Bayern ein Betrag von über 
H /2 Mio DM zur Verfügung gestellt. 

Darüber hinaus sind aus Mitteln des dem 
Bundesminister für Wohnungsbau zui 
Verfügung stehenden Fonds für Ver- 
suchs- und Vergleidasbauten den betref- 
fenden Ländern seit 1950 Mittel In Höhe 
von rd. 5 Mio DM für zweckgebundene 
Verwendung im Zonenrandgebiet im Rah- 
men des sozialen Wohnungsbaus zuge- 
flossen. Auch im Haushaltsjahr 1954 sollen 
die Länder mit Zonenrandgebieten in 
ähnlicher Weise Berücksichtigung finden. 
Weiterhin sind durch die ECA-Entwick- 
lungsbauten fast 5 Mio DM in das Zonen- 
randgebiet geflossen. Die bisherigen Mit- 
tel allein aus diesen beiden Maßnahmen 
belaufen sich also auf beinahe 10 Mio DM. 


III. Die Möglichkeit weiterer Hilfeleistungen 

Die Bundesregierung Ist sich bewußt, daß mit 
dem Beschluß vom 19. August 1953 und den 
zur Durchführung des Beschlusses eingeleite- 
ten oder vorgesehenen Maßnahmen der Be- 
schluß des Bundestages vom 2. Juli 1953 nicht 
In vollem Umfange erfüllt worden Ist. Insbe- 
sondere konnten die vom Bundestag für kul- 
turelle Hilfsmaßnahmen vorgesehenen 
25 Mio DM nicht bereitgestellt werden. 
Außerdem Ist dem Ersuchen des Bundestages 
um Einführung einer steuerfreien Rücklage, 
um eine Ermäßigung der überhöhten Ge- 
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wei'besteuer und um Durchführung von Hilfs- 
maßnahmen für die Landwirtschaft nicht ent- 
sprochen worden. Die Gründe hierfür liegen 
neben sachlichen Schwierigkeiten in der ange- 
spannten Haushaltslage des Bundes. Die 
Bundesregierung hat deshalb beschlossen, im 
Haushaltsplan 1954 120 Mio DM zur Durch- 
führung von Hilfsmaßnahmen für die Grenz- 
gebiete — worunter in erster Linie die Zonen- 
randgebiete zu verstehen sind — bereitzustel- 
len. Sollten Bundestag und Bundesrat diesem 
Vorschlag zustimmen, so wird es möglich 
werden, zusammen mit den Landesregierun- 
gen ein Hilfsprogramm aufzustellen, das eine 
wirkungsvolle Erweiterung der bisherigen 
Hilfsmaßnahmen für die Zonenrandgebiete 
darstellen kann. 

Andererseits ist zu bedenken, daß durch die 
bereits durchgeführten oder eingeleiteten 
Hilfsmaßnahmen den Zonenrandgebieten — 
auch ohne die Bereitstellung zusätzlicher Mit- 
tel — mehr Hilfe zuteil geworden ist, als in 
der Öffentlichkeit gemeinhin bekannt ist. So 
sind z. B. durch die oben erwähnten Erleichte- 
rungen, die bei der Aufbringung der Investi- 
tionshilfe gewährt wurden, mindestens 
40 Mio DM den Zonenrandgebieten gestundet 
und später erlassen worden. Auch durch die 
oben erwähnten steuerlichen Erleichterungen 
lind weiteren Vergünstigungen bei der Durch- 
führung wirtschaftlicher Programme und all- 
gemeiner Verwaltungsmaßnahmen sind den 
Zonenrandgcbicten spürbare Vorteile ent- 
standen — die sich allerdings nicht zahlen- 
mäßig nachweisen lassen — . Wenn trotzdem 
Umfang und Wirkungsgrad der bisherigen 
Maßnahmen nicht richtig cingcschätzt wer- 
den, so beruht dies häufig darauf, daß die ge- 
setzlichen Grundlagen und Richtlinien, die 
den fachlichen Maßnahmen der Bundesregie- 
rung zugrunde liegen und die bisweilen eine 
Bevorzugung einzelner Gebiete nicht zulas- 
sen, nicht beachtet werden. 

Das gilt z. B. für den Vorschlag, die Aufbaii- 
darlehcn des Lastcnausglcichs verstärkt den 
Zonenrandgebieten zufließen zu lassen. Hier- 
zu ist zu bemerken, daß die Aufbaudarlehen 
ausschließlich solchen Personen gewährt wer- 
den dürfen, die nach den gesetzlichen Bestim- 
mungen als Geschädigte anerkannt sind, 
gleichgültig, wo sie ihren Wohnsitz haben. 
Der G rundgedanke des Lastcnausglcichs ver- 
trägt keine unterschiedliche Behandlung der 
Geschädigten aus regionalwirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten. Zu berücksichtigen ist jedoch 
hierbei, daß die Ausgleichsbehörden zwar 
Mittel bcreltstcllen können, um berechtigte 


Anträge zu befriedigen, daß aber die Möglich- 
keit, selbständige, auf die Dauer gesidherte 
Existenzen in solchen Notstandsgebieten zu 
sdiaffen, beschränkt ist. 

Ferner wurde eine über die normale Schlüssel- 
zuweisung hinausgehende Förderung des 
Wohnungsbaues in den Zonenrandgebieten 
verlangt. So uneingeschränkt laßt sich auch 
diese Forderung nicht vertreten. Wohnungen 
müssen dort gebaut werden, wo Arbeitsplätze 
zur Verfügung stehen oder In Kürze geschaf- 
fen werden können. Es erscheint im Hinblick 
auf die wiederholt betonte Arbeitslosigkeit in 
den Zonenrandgebieten zunächst nicht sinn- 
voll, durch den Bau von Wohnungen Im gro- 
ßen Stil Menschen zum Verbleib in den 
Zonenrandgebieten zu veranlassen oder sie 
gar dort hinzuführen, solange für sie keine 
Beschäftigungsmöglichkeit gegeben ist oder 
geschaffen werden kann. Selbstverständlich 
soll die Wohnungsnot In den Zonenrand- 
gebieten angemessen berücksichtigt werden. 

Die Hauptaufgabe besteht darin, für Fach- 
kräfte, die abzuwandern drohen, und für 
Schlüsselkräfte, die aus anderen Gebieten an- 
geworben werden müssen, ausreichend Woh- 
nungen bcreitzustellen. Mit Hilfe der den 
Ländern jährlich zur Verfügung stehenden 
Fördcrungsmittel kann diese Aufgabe im all- 
gemeinen ohne Beeinträchtigung der Ziel- 
setzungen des Wohnungsbauprogramms er- 
füllt werden. Nur In Ausnahmefällen — etwa 
dort, Vv^o bei überdurchschnittlicher Gewerbe- 
dichte bzw. aufstrebender Wirtschaftsent- 
wicklung eine erhebliche Mehrbeschäftigung 
qualifizierter Arbeitskräfte nötig geworden 
ist — ohne daß ausreichende Wohnmöglich- 
keiten geschaffen werden konnten — dürfte 
die Zuführung besonderer Mittel zu vertre- 
ten sein. Dies ist auch in den besonders drin- 
genden Fällen (z. B. in Wolfsburg) bereits ge- 
schehen. 

Abschließend Ist festzustcllen, daß die Durch- 
führung von Hilfsmaßnahmen für das 
Zonenrandgebiet keineswegs allein — und 
nach der verfassungsmäßigen Aufgaben- 
abgrenzung nicht einmal primär — Aufgabe 
des Bundes, sondern gemeinsam vom Bund 
und den beteiligten Ländern wahrzunehmen 
Ist. Die von einigen Länderreglerungen ver- 
tretene Meinung, daß es sich bei diesen Hilfs- 
maßnahmen um die Behebung von Kriegs- 
folgeschäden handele, die gemäß Art. 120 GG 
vom Bund zu tragen wären, ist nicht be- 
gründet. Die in Ausführung des Art. 120 GG 
ergangenen Uberleitungsgesetze enthalten 
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keine entsprechende Bestimmung, obwohl be- 
reits bei ihrem Erlaß die Notwendigkeit der 
Hilfsmaßnahmen bestanden hat. Der Bundes- 
tag hat vielmehr in Erkenntnis, daß die För- 
derung der Zonenrandgebiete naturgemäß 
eine Gemeinschaftsaufgabe vpn Bund und 
Ländern ist, in seinem Beschluß vom 2. Juli 
1953 — Drucksache Nr. 4467 der 1. Wahl- 
periode — die finanzielle Beteiligung der Län- 
der an dem von ihm geforderten Hilfspro- 
gramni vorausgesetzt. Entsprechend der ver- 
fassungsmäßigen Zuständigkeitsabgrenzung 
obliegt es dabei gemäß Art. 30 GG in erster 
Linie den Ländern, die erforderlichen Hilfs- 


maßnahmen zu ergreifen, die nach Möglich- 
keit aus Bundesmitteln gefördert werden. 

Der Bund hat allerdings im Hinblick auf die 
Not des Zonenrandgebietes bisher ohne Rück- 
sicht auf diese Rechtslage erhebliche Mittel 
für diese Bezirke aufgewendet und wird dies 
auch künftig tun. Er wird dabei — nicht zu- 
letzt auch aus finanzwirtschaftlichen Grün- 
den — darauf bedacht sein, daß auch die 
Länder alles in ihren Kräften Stehende tun, 
um die gemeinsame Aufgabe, die weder der 
Bund noch die Länder allein lösen können, zu 
erfüllen. 
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